




AFIN

Controllerdienste

06.12.2013

RR

Erfasst Priorität 2

Finanzen
in Fr. 1'000.- 

Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.
Plan

Ist

Diff.

Bericht Status 

3

RR_M2 Anpassung Steuersatz natürlicher Personen

Ziel Ertragsverbesserung für eine ausgeglichene Staatsrechnung

Beschreibung Anpassung des Steuersatzes um 2%-Punkte bei den natürlichen Personen von 102 % 
(gemäss Budget-Entwurf 2014) auf 104 %.

jährlich wiederkehrend

Regierungsrat

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Schrittweise Rückgängigmachung der Steuersenkung des Jahres 2012.
KR-Beschluss beim Budget für das Jahr 2015 notwendig.

Antrag Der Regierungsrat wird dem Kantonsrat mit dem Voranschlag 2015 beantragen, den 
Steuersatz bei den natürlichen Personen auf 104 % festzulegen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat AFIN

Ertragsverbesserung

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 12'000 12'200 12'400 12'600 36'600
0 0 0 0 0 0
0 -12'000 -12'200 -12'400 -12'600 -36'600

Saldo 0 12'000 12'200 12'400 12'600 36'600

0 0 0 0 0 0

0 12'000 12'200 12'400 12'600 36'600

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt

Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: vereinzelt  B: wenige  C: Mehrheit mehrh. nicht akzeptiert
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: 1/3  B: 1/3  C: 1/3 Meinungen geteilt

0 0 0 0
0 -850 -1'650 -2'550 -2'550 -5'050

Saldo 0 850 1'650 2'550 2'550 5'050
0 0

Einsparung 0 850 1'650 2'550 2'550 5'050
0 0 0 0 0 0
0 -850 -1'650 -2'550 -2'550 -5'050

0

Departementssekretariat DBK

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Anpassung kant. Berufsbildungsgesetz und Verordnung; Kündigung der Angebote in der 
Interkantonalen Fachschulvereinbarung (FSV) per 31.7.2014; 2 Jahre Kündigungsfrist; 
Anpassungen erfolgen unter Einhaltung allfälliger künftiger Bundesvorgaben.

Antrag Das DBK wird diese Massnahme umsetzen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Aufwandreduktion

DBK_K25 Reduktion des Kredites Schulgelder

Ziel Reduktion Schulgelder

Beschreibung Die Schulgelder sind ein Kostentreiber im DBK. Die Aufwandsteigerung geht einher mit einem 
Wachstum der Schüler- und Studierendenzahlen. Das finanzielle Volumen für den 
ausserkantonalen Schulbesuch erreichte im Voranschlag 2013 72.8 Mio. Franken und 
umfasst rund 6'600 Personen. Auf den Besuch der Universitäten, Fachhochschulen und 
höheren Fachschulen besteht Rechtsanspruch. Dieser Teil ist nicht beeinflussbar. Im 
beeinflussbaren Teil soll der Spielraum zur Steuerung ausgeschöpft werden. 
Seit 2008 wurde der Zugang zu ausserkantonalen Angeboten bewusst ausgebaut, um 
beispielsweise eine Chancengerechtigkeit zwischen der höheren Berufsbildung und dem 
Studium an einer Universität oder Fachhochschule herbeizuführen. Zwischen den Jahren 
2008 und 2012 sind  die Beiträge an diese Angebote von 1.1 Mio. Franken auf 3.3 Mio. 
Franken angestiegen. Wenn die Massnahme im 2017 ihre volle Wirkung entfaltet, werden 
dafür  noch rund 1.0 Mio. Franken aufgewendet, d.h. in etwa gleich viel wie vor dem Ausbau.

jährlich wiederkehrend

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: vereinzelt mehrheitlich dafür

Saldo 0 39 39 39 39 117
0 0

-39 -117
0 0 0 0

0 -39 -39 -39

Einsparung 0 39 39 39 39 117
0 0 0 0 0 0
0 -39 -39 -39 -39 -117

0

Volksschulamt
DBK_K27 Anpassung der Beschwerdegebühren 

Ziel Aufwandgerechte Gebühren für die Erarbeitung von Beschwerdeentscheiden.

Beschreibung Gemäss § 3 des Gebührentarifs sind Gebühren nach dem Zeit- und
Arbeitsaufwand, nach der Bedeutung des Geschäftes, nach dem Interesse
an der Verrichtung sowie nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Gebührenpflichtigen zu bemessen. Die im Volksschulbereich zur Anwendung kommenden 
Gebühren ensprechen diesem Grundsatz nicht mehr. Deshalb sollen sie wie folgt angepasst 
werden:
- Beschwerden: anstelle von 500 neu 800 Fr.;
- Genehmigung von Reglementen: anstelle von 200 neu 500 Fr.
- Genehmigung Organisationsstatut: anstelle von 100 bis 1000 neu 800 bis 1000 Fr.
- Privatschulen mit gewinnstrebendem Charakter: anstelle von 300 neu 1'000 bis 3'000 Fr.

jährlich wiederkehrend Ertragsverbesserung Gemeinden

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Mit Ausnahme der Gebühren für Privatschulbewilligungen mit gewinnstrebendem Charakter 
sollen die geltenden Maximalansätze nicht verändert werden, sondern die gängige Praxis 
geändert werden. Beschwerdeentscheide des Departements können mit einer Gebühr von 
100 bis 1000 Franken belegt werden. Aktuell werden für Entscheide im Volksschulbereich 500 
Franken erhoben. Mit der Anhebung auf 800 Franken wird die gleiche Gebühr wie für 
Entscheide in 2. Instanz (Verwaltungsgericht) erhoben. Mit der Unentgeltlichen Rechtspflege 
wird der Rechtsweg auch für Einkommensschwache sichergestellt.
Durch diese Massnahme entsteht bei den Gemeinden eine Mehrbelastung von rund Fr. 4'000. 

Antrag Der Gebührentarif (BGS 615.11) ist gemäss Beschreibung anzupassen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

0

Aufwand Ext. 
Kosten

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0 0 0 0 0
0 00 0 0

0 0 0 0
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Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: keine  C: keine mehrheitlich dafür19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Saldo 0 60 60 60 60 180
0 0

-60 -180
0 0 0 0

0

0

-60

0

-60 -60

Einsparung 0 60 60 60 60 180
0 0 0 0 0 0
0 -60 -60 -60 -60 -180

0 0 0 0
Aufwand Ext. 
Kosten

0

Volksschulamt
DBK_K28 Verfügungsreduktionen durch Einführung einer zentralen Personalwirtschaft 

für Volksschullehrpersonen
Ziel Durch die Einführung des neuen Staatsbeitragswesens und der Einführung einer zentralen 

Personalwirtschaft SAP-HR für Volksschullehrpersonen im Finanzdepartement können 
mindestens 2000 Verfügungen pro Jahr und die damit verbundenen aufwändigen Prozesse 
eliminiert werden. Die kantonalen und die kommunalen Ressourcen können so optimiert 
werden, die Gemeinden würden erheblich entlastet.

Beschreibung Einhergehend mit einem neuen Staatsbeitragssystem für die Volksschule 
(Schülerpauschalmodell) soll eine zentrale Personalwirtschaft eingerichtet werden. Dadurch 
können Melde- und Bewilligungsprozesse deutlich reduziert und die Administration auf 
Gemeindeebene stark entlastet werden.

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion Gemeinden

0 0 0 0

0 0 0 0

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Ein Wechsel auf das Schülerpauschalmodell eliminiert bereits zahlreiche administrative 
Abläufe zwischen Kanton und Gemeinden. Die Einführung einer zentralen Personalwirtschaft 
ist nicht neu und wurde bereits mehrfach politisch diskutiert (vgl. dazu Interpellation Philippe 
Arnet, FdP, Biberist): Subventionswesen Volksschule - Einwohnergemeinden (13.5.2008). Mit 
der Einrichtung einer zentralen Personalwirtschaft können weitere Optimierungen 
vorgenommen werden, die idealerweise zum vereinfachten Staatsbeitragsmodell aufgegleist 
werden sollen. Bei einem Scheitern des NFA (es ist eine Volksabstimmung nötig)  ist eine 
Einführung dennoch zu prüfen.

Diese Massnahme generiert bei den Gemeinden ein Sparpotenzial von rund Fr. 300'000.
Antrag Auf den Umsetzungszeitpunkt des NFA soll eine zentrale Personalwirtschaft für 

Volksschullehrpersonen eingeführt werden. Bei Ablehnung des NFA ist die Einführung einer 
zentralen Personalwirtschaft mit den Erfordernissen des geltenden Staatsbeitragswesens 
geplant und soll umgesetzt werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: vereinzelt mehrheitlich dafür

0 0 0 0
0 -2'806 -2'806 -2'806 -2'806 -8'418

Saldo 0 2'806 2'806 2'806 2'806 8'418
0 0

Einsparung 0 2'806 2'806 2'806 2'806 8'418
0 0 0 0 0 0
0 -2'806 -2'806 -2'806 -2'806 -8'418

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion Gemeinden
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Änderungen wurden im Rahmen des Umsetzungsprojekts "Spezielle Förderung" 
erarbeitet und bedingt eine Änderung des Volksschulgesetzes. Das Leitorgan hat den 
Änderungen zugestimmt und dem Kantonsrat zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Durch diese Massnahme werden die Gemeinden mit rund Fr. 3'000'000 belastet.
Antrag Umsetzung gemäss separater Projektorganisation (Umsetzungsprojekt "Spezielle Förderung")

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Volksschulamt
DBK_K29 Ressourcenkorrektur und -neuausrichtung aus dem Konzept Spezielle 

Förderung
Ziel Neuausrichtung des Therapiepersonals und Aufbau der Regionalen Kleinklassen als Ergebnis 

aus dem Projekt Spezielle Förderung.
Beschreibung Die Aufgaben der bisherigen Förderlehrpersonen (FLK) fallen im System der Speziellen 

Förderung weg und sind abzubauen. Die Aufgabenteilung Kanton-Gemeinden soll 
dahingehend geändert werden, dass für die Logopädie neu die Einwohnergemeinden und für 
die regionalen Kleinklassen neu der Kanton zuständig sein sollen (Abtausch der 
Zuständigkeiten). Die regionalen Kleinklassen sollen durch die neue HPSZ-Organisation (GB 
VSA) übernommen werden und können deshalb aus der Finanzgrösse Volksschule entfernt 
werden. Der geplante Aufbau wird durch den Abbau der FLK kompensiert.
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Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt
19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:
Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: keine  C: keine mehrheitlich dafür

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Saldo 0 1'300 1'700 1'700 1'700 4'700
0 0

-1'700 -4'700

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

0 0 0 0
0 -1'300 -1'700 -1'700

1'700 4'700
0 0 0 0 0 0
0 -1'300 -1'700 -1'700 -1'700 -4'700

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0

Einsparung 1'300 1'700 1'700

0 0

Volksschulamt
DBK_K32 Korrektur Globalbudget und Finanzpläne als Sofortmassnahme

Ziel Aufwandreduktion Kernaufgaben Volksschulamt

Beschreibung Verschiedene Vorstösse verlangen die Prüfung der Reduktion der Kernaufgaben des 
Volksschulamts. Unter anderem soll innerhalb der Produktegruppe 1 'Steuerung Volksschule' 
eine jährliche Reduktion von 1 Mio. Franken realisiert werden.  Das Amt hat in seiner Analyse 
folgende Sofortmassnahmen eingeleitet und gesetzt. Vorbehalten bleiben die Beschlüsse des 
Kantonsrats.
- Stellenmoratorium: Abgänge werden nicht ersetzt: 0.9 Mio. Fr. bis 2016 aufbauend
- Reduktion Leistungsauftrag Weiterbildung: 0.4 Mio. Fr. ab 2015
- Reduktion Leistungsauftrag Externe Evaluation: 0.4 Mio. Fr. ab 2015

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion

0 0
0 0

0 0 0 0 0 0

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Bindung an externe Leistungsaufträge macht es erforderlich, dass vor dem Vorliegen von 
politischen Beschlüssen die Leistungserbringer als Sofortmassnahme informiert werden 
müssen. Ansonsten könnten durch laufende Vertragsbindungen keine kurz- und mittelfristigen 
Änderungen realisiert werden. 
Die Weiterbildung soll das Angebot enger auf den Erhalt und die Erweiterung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten (§ 66 Abs. 1 Bst, b VSG) konzentrieren.
Die externe Evaluation soll auf die Feststellung von Mängeln fokussiert werden. Die 
Fokusevaluation (lokale Schulentwicklung) bleibt fakultativ.
Durch das Stellenmoratorium werden insbesondere Beratungsdienstleistungen z.G. Schulen, 
Gemeinden und Öffentlichkeit reduziert.
Diese Massnahme generiert bei den Gemeinden ein Sparpotenzial von rund Fr. 200'000.

Antrag Das Volksschulamt wird die Massnahme im Globalbudget ab dem Jahr 2015 umsetzen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: wenige mehrheitlich dafür

0 0 0 0
0 -150 -150 -150 -150 -450

Saldo 0 150 150 150 150 450
0 0

Einsparung 0 150 150 150 150 450
0 0 0 0 0 0
0 -150 -150 -150 -150 -450

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Das Sozialgesetz ist im Rahmen der KR-Vorlage zur Verlängerung der EL Familien 
entsprechend anzupassen.

Antrag Das Amt für soziale Sicherheit wird die Leistungen im Rahmen der EL Familien zur Deckung 
der KVG-Prämien ab 1.1.2015 auf das Niveau der Sozialhilfe senken.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Amt für Soziale Sicherheit 
DdI_K10 Anpassung der Vergütung für die KVG-Prämien auf das Niveau der Sozialhilfe 

im Bereich EL Familien
Ziel Die Leistungen im Rahmen der EL Familien zur Deckung der KVG-Prämien werden ab 

1.1.2015 auf das Niveau der Sozialhilfe gesenkt.
Beschreibung Beziehende von EL Familien erhalten heute die kantonale Durchschnittsprämie KVG, 

unabhängig davon, ob ihre effektiven Prämien tiefer liegen. Es soll nur noch die effektive 
Prämie bzw. maximal die kantonale Durchschnittsprämie wie im Bereich der Sozialhilfe 
geleistet werden.
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Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des GB 2015-2017.

Antrag Das Gesundheitsamt wird dem Kantonsrat beantragen, die Beiträge zur Führung von 
Kinderkrippen ab 1.1.2016 zu streichen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Solothurner Spitäler AG, soH
DdI_K11 soH: Abgeltung für das Führen von Kinderkrippen streichen

Die Abgeltung für die Führung von Kinderkrippen wird ab 1.1.2016 gestrichen.

Beschreibung Im Sinne der Gleichbehandlung der Institutionen soll die Abgeltung für die Führung von 
Kinderkrippen gestrichen werden. Der Kanton Solothurn vergütet seinen Mitarbeitenden seit 
dem 1.1.2010 Beiträge an die familienergänzende Betreuung (RRB 2009/1594 vom 8. 
September 2009).

Ziel

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 0 2'050 2'050 2'050 4'100
0 0 0 0 0 0
0 0 -2'050 -2'050 -2'050 -4'100

Saldo 0 0 2'050 2'050 2'050 4'100
0 0 0 0 0 0
0 0 -2'050 -2'050 -2'050 -4'100

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar: wirksam ab 2016

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: wenige mehrheitlich dafür
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: wenige mehrheitlich dafür

0 0 0 0
0 -2'500 -5'000 -7'500 -10'200 -15'000

Saldo 0 2'500 5'000 7'500 10'200 15'000
0 0

Einsparung 0 2'500 5'000 7'500 10'200 15'000
0 0 0 0 0 0
0 -2'500 -5'000 -7'500 -10'200 -15'000

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des GB 2015-2017.

Antrag Das Gesundheitsamt wird angewiesen, dem Kantonsrat zu beantragen, die Abgeltung der 
Mehrkosten aufgrund der GAV-Verpflichtung ab 1.1.2015 schrittweise auslaufen zu lassen. 

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Solothurner Spitäler AG, soH
DdI_K12 soH: Abgeltung Lohnsystem GAV schrittweise reduzieren

Die Abgeltung der Mehrkosten aufgrund der GAV-Verpflichtung wird ab 1.1.2015 bis 2017 
schrittweise reduziert.

Beschreibung Die soH ist aufgrund des Spitalgesetzes an den GAV des Kantons Solothurn und das darin 
festgelegte Lohnniveau gebunden. Ab 1.1.2015 ist die Einhaltung von GAV-konformen 
Arbeitsbedingungen Voraussetzung für die Aufnahme eines Spitals auf die Spitalliste. Im 
Sinne einer Gleichbehandlung ist auf die Abgeltung des gemäss GAV festgelegten 
Lohnniveaus in der soH ab 1.1.2018 ganz zu verzichten. 

Ziel
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Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des GB 2015-2017.

Antrag Das Gesundheitsamt wird beauftragt, dem Kantonsrat zu beantragen, ab 1.1.2015 die 
Abgeltung für die Kantonale Ausgleichskasse einzustellen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Solothurner Spitäler AG, soH
DdI_K14 soH: Abgeltung Kantonale Ausgleichskasse streichen

Ziel Die Abgeltung für die Kantonale Ausgleichskasse wird ab 1.1.2015 gestrichen.

Beschreibung Die soH ist gestützt auf Art. 64 Abs 1 und 2 AHVG bei der kantonalen Ausgleichskasse 
angeschlossen, weil sie keinem Gründerverein einer Verbandsausgleichskasse 
angeschlossen ist. Somit bestünde bei einem Verbandsbeitritt die Möglichkeit, die AKSO 
gegen eine andere Ausgleichskasse zu wechseln. 

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 250 250 250 250 750
0 0 0 0 0 0
0 -250 -250 -250 -250 -750

Saldo 0 250 250 250 250 750
0 0 0 0 0 0
0 -250 -250 -250 -250 -750

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: wenige mehrheitlich dafür
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Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Anpassungen auch von Seiten der Heime notwendig: Ausbau Heimplätze; Aufnahmepflicht 
der Heime; Anpassung der Parameter (Auslastungsgrad), auf welchen die Taxen berechnet 
werden.
Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des GB 2015-2017.

Antrag Das Gesundheitsamt wird dem Kantonsrat beantragen, die Zahl der Langzeitbetten bis 2017 
schrittweise auf 50 Betten und die Entschädigung pro Bett und Tag bis 2017 schrittweise auf 
Fr. 50 zu senken.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Solothurner Spitäler AG, soH
DdI_K15 soH: Abgeltung für und die Anzahl von Langzeitbetten schrittweise reduzieren

Ab 2015 bis 2017 wird die Zahl der Langzeitbetten im Rahmen der Pflegeheimplanung  
schrittweise auf 50 Betten und der Beitrag pro Bett schrittweise auf Fr. 50 pro Bett und Tag 
reduziert.

Beschreibung Der Beitrag des Kantons an die Langzeitbetten beträgt aktuell Fr. 100 / Bett/ Tag. Die soH 
rechnete 2012-2014 mit durchschnittlich 65 Betten zu 365 Tagen. Sowohl der Beitrag pro Bett 
und Tag als auch die Anzahl Langzeitbetten sind zu reduzieren.

Ziel

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 475 840 1168 1460 2'483
0 0 0 0 0 0
0 -475 -840 -1'168 -1'460 -2'483

Saldo 0 475 840 1'168 1'460 2'483
0 0 0 0 0 0
0 -475 -840 -1'168 -1'460 -2'483

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: 1/2  B: 1/2  C: vereinzelt Meinungen geteilt
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Bericht Status 

14

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des GB 2015-2017.

Antrag Das Gesundheitsamt wird dem Kantonsrat beantragen, ab 1.1.2015 die Abgeltung für die 
Personalteuerung zu streichen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0 0 0 0 0
Aufwand Ext. 
Kosten

0

Solothurnische Spitäler, soH
DdI_K16 soH: Abgeltung Personalteuerung streichen

Ziel Die Abgeltung für die Personalteuerung wird ab 1.1.2015 gestrichen.

Beschreibung Die soH ist aufgrund der gesetzlichen Grundlagen an den GAV des Kantons Solothurn und 
das darin festgelegte Lohnsystem gebunden. Die jährliche Teuerung ist Bestandteil des 
Lohnsystems. Sie wird durch den Kanton festgelegt. 

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion

0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 688 688 688 688 2'064
0 0 0 0 0 0
0 -688 -688 -688 -688 -2'064

Saldo 0 688 688 688 688 2'064
0 0 0 0 0 0
0 -688 -688 -688 -688 -2'064

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: wenige mehrheitlich dafür
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Solothurner Spitäler AG, soH
DdI_K17 soH: Abgeltung Dolmetscherdienste streichen

Die Abgeltung für den Dolmetscherdienst wird ab 1.1.2015 gestrichen.

Beschreibung Die Kosten des Dolmetscherdienstes sollten in den Tarifen enthalten sein, da der 
Dolmetscherdienst zur Leistungserbringung notwendig ist. Der Beitrag an die soH soll 
gestrichen werden. Der Kanton BE finanziert die Dolmetscherkosten ab 2014 nicht mehr.

jährlich wiederkehrend
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des GB 2015-2017.

Antrag Das Gesundheitsamt wird dem Kantonsrat beantragen, den Beitrag für den Dolmetscherdienst 
ab 1.1.2015 zu streichen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Aufwandreduktion

Ziel

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 390 390 390 390 1'170
0 0 0 0 0 0
0 -390 -390 -390 -390 -1'170

Saldo 0 390 390 390 390 1'170
0 0 0 0 0 0
0 -390 -390 -390 -390 -1'170

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: vereinzelt mehrheitlich dafür
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Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: vereinzelt mehrheitlich dafür19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Saldo 0 7'000 7'000 7'000 7'000 21'000
0 0

-7'000 -21'000
0 0 0 0

0 -7'000 -7'000 -7'000

Einsparung 21'000
0 0 0 0 0 0
0 -7'000 -7'000 -7'000 -7'000 -21'000

0 7'000 7'000 7'000 7'000

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Antrag

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Amt für Soziale Sicherheit 
DdI_K19

Ziel

Beschreibung

Prämienverbilligung (IPV) senken

Die Prämienverbilligung wird ab 1.1.2015 gesenkt.

Die bezugsberechtige Obergrenze der Prämienverbilligung soll gesenkt werden.

Anpassung Sozialgesetz

Das Amt für Soziale Sicherheit wird dem Kantonsrat eine Senkung der bezugsberechtigen 
Obergrenze der Prämienverbilligung beantragen, die ab 1.1.2015 wirksam wird. 
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: wenige  B: Mehrheit  C: wenige Meinungen geteilt

0 0 0 0
0 -1'300 -4'300 -6'300 -6'300 -11'900

-6'300 -6'300 -11'900

Saldo 0 1'300 4'300 6'300 6'300 11'900
0 0

0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 1'300 4'300 6'300 6'300 11'900
0 0 0 0 0 0
0 -1'300 -4'300

Amt für Verkehr und Tiefbau

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Antrag Dem Kantonsrat wird beantragt, die beabsichtigte Aufwandreduktion im Bereich des 
öffentlichen Verkehrs zur Kenntnis zu nehmen und in den Voranschlagskrediten ab 2015 und 
im neuen GB ab 2016 zu berücksichtigen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Aufwandreduktion

BJD_K15 Plafonierung ÖV - Leistungen

Ziel Das ÖV-Angebot und Ausgaben werden reduziert.

Beschreibung Die Nettoausgaben werden gegenüber der aktuellen Planung im IAFP 2014 - 2017 im Jahr 
2015 um 1.3 Mio. Franken, im Jahr 2016 um 4.3 Mio. Franken und ab dem Jahr 2017 um 6.3 
Mio. Franken reduziert.

Die Nettoausgaben für den öffentlichen Verkehr werden so auf rund 38 Mio. Franken 
eingefroren. Neue - heute schon vorgesehene - Angebote können mit den so plafonierten 
Mittel nur dann realisiert werden, wenn anderswo Einsparungen getätigt werden.

jährlich wiederkehrend Gemeinden

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0
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2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0 0 0 0 0
0 0 0 0 0

Amt für Raumplanung
BJD_K16 Reduktion der Einlagen in den kantonalen Natur- und Heimatschutzfonds

Ziel Reduktion des Anteils der jährlichen Zuweisung des kantonalen Anteils an den 
Grundstückgewinnsteuern in den Natur- und Heimatschutzfonds um 200'000 Franken

Beschreibung Nach § 128 Abs. 2 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) bestimmt der Kantonsrat den 
jeweiligen prozentualen Anteil der Grundstückgewinnsteuer, welcher in den Natur- und 
Heimatschutz gelegt wird, nach den Bedürfnissen im Rahmen des jährlichen Budgets. Der 
kantonale Anteil beträgt zur Zeit 20%. Dieser Anteil wird jährlich um 200'000 Franken 
reduziert.

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion Gemeinden

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Aufgrund des komplexen Finanzierungsmechanismus' der Produktegruppe Natur und 
Landschaft mit dem kantonalen Mehrjahresprogramm Natur und Landschaft, wirkt sich die 
Reduktion der Zuweisung des kantonalen Anteils an den Grundstückgewinnsteuern in den 
Natur- und Heimatschutzfonds stärker aus, indem die jährlichen Einlagen der Gesamtheit der 
Einwohnergemeinden nach § 128 Abs. 1 PBG in gleichem Masse gesenkt werden.  Die 
Massnahme entlastet die Gemeinden entsprechend. Mit einer Reduktion der Einlagen in den 
Natur- und Heimatschutzfonds sind entsprechende Leistungsreduktionen verbunden, welche 
eine Reduktion der Bundesbeiträge zur Folge haben.

Antrag Dem Kantonsrat wird mit dem Voranschlag 2015 beantragt, einen um 200'000.- Franken 
tieferen Anteil der Grundstückgewinnsteuer dem Natur- und Heimatschutzfonds zuzuweisen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 200 200 200 200 600
0 0 0 0 0 0
0 -200 -200 -200 -200 -600

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0
0 -200 -200 -200

Saldo 0 200 200 200 200 600
0 0

-200 -600

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: vereinzelt mehrheitlich dafür
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Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt C: vereinzelt mehrheitlich dafür19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Saldo 0 5'000 5'000 8'000 8'000 18'000
0 0

-8'000 -18'000
0 0 0 0

0 -5'000 -5'000 -8'000

Einsparung 0 5'000 5'000 8'000 8'000 18'000
0 0 0 0 0 0
0 -5'000 -5'000 -8'000 -8'000 -18'000

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Der Vollzugsaufwand für die Wasserrechte kann gemäss GWBA § 165 Abs. 1 mit den 
Erträgen aus der Gewässernutzung  finanziert werden. Dieser Aufwand beträgt rund 5 Mio. 
Franken. Wenn ergänzend dazu auch der andere Vollzugsaufwand des GWBA (Boden, 
Abfälle) mit diesen Erträgen gedeckt werden soll, muss das GWBA entsprechend geändert 
werden. Damit könnten weitere rund 3 Mio. Franken auf diese Weise finanziert werden. Diese 
Massnahme wirkt nicht in der Erfolgsrechnung, sondern alleine in der Bilanz. Sie trägt aber 
genauso zum Ziel bei, das für das Greifen der Schuldenbremse relevante freie Eigenkapital zu 
schonen.

Antrag Das Amt für Umwelt erarbeitet eine Kantonsratsvorlage zur breiteren Verwendung der Erträge 
über 5.0 Mio. Fr. im Gesetz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA). 

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Ertragsverbesserung

BJD_K17 Breitere Verwendung der Erträge aus der Wasserwirtschaft

Ziel Finanzierung des Vollzugs vom Umweltrecht aus den Erträgen der Wasserwirtschaft.

Beschreibung Mit einem breiteren Verwendungszweck des Ertrages aus der Wasserwirtschaft, 
(Konzessionsgebühren etc.) kann das freie Eigenkapital nachhaltig geschont werden.

jährlich wiederkehrend

Amt für Umwelt
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar: Betrag auf 3 Mio. Fr. reduziert

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: vereinzelt  B: Mehrheit  C: wenige Meinungen geteilt

0 0 0 0
0 -3'000 -3'000 -3'000 -3'000 -9'000

Saldo 0 3'000 3'000 3'000 3'000 9'000
0 0

0 0 0 0 0

Einsparung 0 3'000 3'000 3'000 3'000 9'000
0 0 0 0 0 0
0 -3'000 -3'000 -3'000 -3'000 -9'000

Steueramt 

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Abhängigkeiten: 1) Ein höherer Katasterwert führt zu einem höheren Eigenmietwert, was die 
mit der Einkommenssteuer zu erfassenden Erträge erhöht. 2) Ein höherer Katasterwert kann 
zu höheren Erträgen aus der Vermögensbesteuerung führen. Änderungsbedarf: 1) 
Katasterwert: Der Kantonsrat ordnet i.d.R. alle 8 und spätestens alle 12 Jahre oder bei einer 
erheblichen Veränderung der Verkehrs- oder Ertragswerte die allgemeine Revision der 
Katasterschätzung an. Haben sich in einem Gebiet seit der letzten allgemeinen Revision oder 
Zwischenrevision die Verkehrs- und Ertragswerte von Grundstücken erheblich verändert, so 
ordnet der Kantonsrat die Revision aller oder eines Teils der Katasterwerte im betreffenden 
Gebiet an (siehe § 64 StG).  2) Steuerverordnung Nr. 15: Bemessung des Mietwertes der 
eigenen Wohnung, BGS 614.159.15: Überprüfung Prozentsatz, Neuzuteilung der Gemeinden 
in Gemeindegruppen.

Antrag Das Steueramt wird eine Kantonsratsvorlage mit folgenden Punkten erarbeiten : 
1) Allgemeine Revision der Katasterschätzung. 
2) Revision aller oder eines Teils der Katasterwerte im entsprechenden Gebiet, wo sich die 
Verkehrs- und Ertragswerte erheblich verändert haben. 
3) Hinsichtlich der Bestimmung des Eigenmietwertes die Zuordnung der jeweiligen 
Gemeinden in die entsprechende Gemeindegruppe prüfen.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Ertragsverbesserung

FD_K4 Aktualisierung der Katasterwerte

Ziel 1) Überprüfung und allfällige Anpassung der Höhe der einzelnen Katasterwerte.
2) Überprüfung der Zuordnung der jeweiligen Gemeinden in die entsprechende 
Gemeindegruppe hinsichtlich der Bemessung des Eigenmietwertes.

Beschreibung Der Katasterwert dient u.a. für die Bestimmung des Eigenmietwertes. Der Eigenmietwert von 
Wohnungen in Gebäuden durchschnittlicher Bauart wird i.d.R. nach pauschalen 
Prozentsätzen der auf die Wohnung entfallenden Katasterschätzung für Gebäude und 
normalen Umschwung bemessen. Bei Gebäuden überdurchschnittlicher Bauart (KW > Fr. 
240'000.00) erfolgt eine Einzelbewertung. 

jährlich wiederkehrend Gemeinden

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: wenige mehrheitlich dafür

0 0 0 0
0 0 -6'000 -6'000 -6'000 -12'000

Saldo 0 0 6'000 6'000 6'000 12'000
0 0

Einsparung 0 0 6'000 6'000 6'000 12'000
0 0 0 0 0 0
0 0 -6'000 -6'000 -6'000 -12'000

0 0

0 0 0 0 0

Steueramt
FD_K6 Erhöhung der Personalsteuer

Ziel Die Personalsteuer ist neu auf 50 Fr.  festzusetzen.

Beschreibung Die Personalsteuer beträgt derzeit CHF 20 Fr. für jede volljährige Person, die am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht im Kanton aufgrund persönlicher Zugehörigkeit 
steuerpflichtig ist. Die Personalsteuer wird um 30 Fr. erhöht und beträgt damit neu 50 Fr..

jährlich wiederkehrend Ertragsverbesserung

0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

§ 73 StG (Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern vom 1. Dezember 1985, BGS 
614.11) ist entsprechend anzupassen. 

Antrag Das Steueramt wird eine Kantonsratsvorlage erarbeiten für die Änderung des Gesetzes über 
die Staats- und Gemeindesteuern vom 1. Dezember 1985, BGS 614.11.
Änderung § 73 Steuerpflicht und Steuersatz: Jede volljährige Person, die am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht im Kanton aufgrund persönlicher Zugehörigkeit 
steuerpflichtig ist, entrichtet eine Personalsteuer von 50 Fr.. 

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0 0 0 0 0
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

0 -500

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

-500 -1'500

Saldo 0 500 500 500 500 1'500
0 0

-500 -1'500
0 0 0 0

0 0 0 0 0

-500 -500

Einsparung 0 500 500 500 500 1'500
0 0 0 0 0 0
0 -500 -500 -500

Departementssekretariat FD+ASI

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Anpassung des kantonalen Gebührentarifs.

Antrag Das Finanzdepartement wird den Gebührentarif revidieren. 

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Ertragsverbesserung

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: vereinzelt mehrheitlich dafür

FD_K7 Kostendeckende Gebühren

Ziel Alle Gebühren der kantonalen Verwaltung müssen die Kosten der erbrachten Leistung 
decken.

Beschreibung Die kantonalen Gebühren sind in Ergänzung zu den im Massnahmenplan 2014 bereits 
enthaltenen Massnahmen (z.B. VWD_K17) in allen Departementen zu überprüfen und, wo 
diese nicht kostendeckend sind, anzupassen.

jährlich wiederkehrend

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0
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19.Nov.2013

26.Nov.2013

Saldo 0 300 300

0 -300 -300

RR-Seminar:

300 300 900
0 0 0 0 0 0

0

Einsparung 0 300 300 300 300 900
0 0 0 0 0 0
0 -300 -300 -300 -300 -900

2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Förderbeiträge die der Kanton vom Bund erhält, stehen in Abhängigkeit zu den Ausgaben die 
der Kanton in diesem Bereich tätigt.
Anpasung des Föderprogramms Energie notwendig. Auswirkung auf die Höhe der 
Förderbeiträge haben auch die Beiträge aus dem GWBA (AfU); sind im Massnahmenplan AfU 
festgehalten.

Antrag Das Amt für Wirtschaft und Arbeit wird angewiesen, das Programm zur Förderung 
erneuerbarer Energien soweit zu reduzieren, dass gegenüber dem Budget 2014 300'000.- 
Franken pro Jahr eingespart werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Aufwandreduktion
2014 2015

VWD_K14 Förderprogramm Energiefachstelle

Ziel Programm zur Förderung erneuerbarer Energien reduzieren

Beschreibung Entsprechende Ausrichtung des Energiekonzepts und im Anschluss daran Neudefinition des 
Energieförderprogramms, z.B. Förderprogramme durch Bauvorschriften ersetzen.

jährlich wiederkehrend

AWA, Abteilung Energiefachstelle

0 0
Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0
0 0 0 0

0 0 0

0 0 0 0 0

-300 -300 -900

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: wenige mehrheitlich dafür
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VWD_K15 Fusions- und Sanierungsbeiträge an die Gemeinden

Ziel Kürzen der Fusions- und Sanierungsbeiträge an die Gemeinden.

Beschreibung Überprüfen der heutigen Unterstützung für Zusammenschlüsse von Gemeinden und der 
finanziellen Sanierungen hochverschuldeter und strukturschwacher Gemeinden.

jährlich wiederkehrend Gemeinden

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

Amt für Gemeinden

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Strukturell schwache Gemeinden können nicht mehr zusätzlich unterstützt werden.
Es besteht zudem für die Gemeinden kein Anreiz mehr zum freiwilligen Zusammenschluss 
und zur Schuldensanierung. 
Zur Umsetzung notwendiger Reformen der kommunalen Strukturen, müsste beim Kanton die 
Bereitschaft zum Ergreifen von Zwangsmassnahmen bestehen.

Änderung des Gemeindegesetzes (§ 190 bis Absatz 1 und 2 Gemeindegesetz, BGS 131.1 
und § 190 bis Absatz 3). Der Kanton unterstützt Gemeindefusionen nicht mehr aktiv und hilft 
nicht mehr bei der Schuldensanierung überschuldeter und strukturschwacher Gemeinden.

Antrag Das Amt für Gemeinden wird eine Änderung des Gemeindegesetzes vorbereiten. Hierbei soll 
die aktive Unterstützung des Kantons bei Gemeindefusionen und bei der Schuldensanierung 
aus dem Gesetz gestrichen werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Aufwandreduktion

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

-300 -300

Einsparung 0 300 300 300 300 900
0 0 0 0 0 0
0 -300 -300 -300 -300 -900

Saldo 0 300 300 300 300 900
0 0

-300 -900
0 0 0 0

0 -300

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt
19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:
Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: wenige mehrheitlich dafür



AFIN

Controllerdienste

04.12.2013

VWD

Erfasst Priorität 2

Finanzen
in Fr. 1'000.- 

Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.

Bericht Status 

25

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Anpassung des Gebührentarifs.

Antrag Das Amt für Landwirtschaft wird angewiesen, eine Anpassung des Gebührentarifs 
vorzubereiten. In diesem soll die Haltebewilligung für Hunde bestimmter Rassen gegenüber 
heute um 100.- bis 1'500.- erhöht werden. Eine jährliche Bewilligungserfordernis soll geprüft 
werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Amt für Landwirtschaft
VWD_K16 Erhöhung Haltebewilligung für Hunde bestimmter Rasse

Ziel Verursachergerechte Verrechnung der Kosten für Haltebewilligungen für Hunde bestimmter 
Rassen.

Beschreibung Erhöhung der Haltebewilligung für Hunde bestimmter Rassen (§4) um 100.- bis 1'500.- 
Franken; Prüfen einer jährlich wiederkehrenden Bewilligungserfordernis.

jährlich wiederkehrend Ertragsverbesserung
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 100 100 100 100 300
0 0 0 0 0 0
0 -100 -100 -100 -100 -300

Saldo 0 100 100 100 100 300
0 0 0 0 0 0
0 -100 -100 -100 -100 -300

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: keine  C: wenige mehrheitlich dafür



AFIN

Controllerdienste

04.12.2013

VWD

Erfasst Priorität 2

Finanzen
in Fr. 1'000.- 

Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.

Bericht Status 

26

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Änderung des Gebührentarifs.

Antrag Das Amt für Landwirtschaft wird angewiesen, eine Anpassung des Gebührentarifs 
vorzubereiten. In diesem soll die Gebühr für Kontrollzeichen für Hunde um 20.- Fr. erhöht 
werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Amt für Landwirtschaft
VWD_K17 Erhöhung Kontrollzeichen für Hunde

Ziel Verursachergerechte Verrechnung der Kosten

Beschreibung Erhöhung der Kontrollzeichen für Hunde um 20 Franken (Basis 2012: 15'168 Hunde * 20.- = 
Fr. 300'000.-). 

jährlich wiederkehrend Ertragsverbesserung
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 300 300 300 300 900
0 0 0 0 0 0
0 -300 -300 -300 -300 -900

Saldo 0 300 300 300 300 900
0 0 0 0 0 0
0 -300 -300 -300 -300 -900

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: keine  C: vereinzelt mehrheitlich dafür



AFIN

Controllerdienste

04.12.2013

VWD

Erfasst Priorität

Finanzen
in Fr. 1'000.- 

Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.

Bericht Status 

27

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:
Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: wenige mehrheitlich dafür

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Saldo 0 10 10 10 10 30
0 0

-10 -30
0 0 0 0

0 -10 -10 -10

Einsparung 0 10 10 10 10 30
0 0 0 0 0 0
0 -10 -10 -10 -10 -30

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

jährlich wiederkehrend Ertragsverbesserung
2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Das kantonale Bürgerrechtsgesetz (§ 27) und der Gebührentarif müssen angepasst werden.

Antrag Das Amt für Gemeinden wird angewiesen eine Gesetzesrevision des kantonalen 
Bürgerrechtsgesetz und eine Anpassung des Gebührentarifs vorzubereiten. Dabei sollen neu 
im Zusammenhang mit der Entlassung aus dem Kantons- und Gemeindebürgerrecht 
Gebühren erhoben werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Amt für Gemeinden
VWD_K18 Gebühren Bürgerrecht

Ziel Mehreinnahmen bei den Bürgerrechtsgebühren.

Beschreibung Einführung von Gebühren im Zusammenhang mit der Entlassung aus dem Kantons- und 
Gemeindebürgerrecht.



AFIN

Controllerdienste

04.12.2013

VWD

Erfasst Priorität

Finanzen
in Fr. 1'000.- 

Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.

Bericht Status 
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19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:
Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: wenige  C: wenige mehrheitlich dafür

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Saldo 0 0 0 2'403 2'879 2'403
0 0

-2'879 -2'403
0 0 0 0

0 0 0 -2'403

Einsparung 0 0 0 2'403 2'879 2'403
0 0 0 0 0 0
0 0 0 -2'403 -2'879 -2'403

0 0 0 0 0

Amt für Gemeinden
VWD_K19 Deckelung der Verwendung der FA-Steuer beim Finanzausgleich KG

Ziel Deckelung der Verwendung des Aufkommens aus der Finanzausgleichssteuer zur 
Finanzierung des Finanzausgleichs der Kirchgemeinden (KG) bei 10 Mio. Fr.(indexiert).

Beschreibung Begrenzung der finanziellen Unterstützung der Leistungen der drei Landeskirchen für ihre 
regionalen und kantonalen Aufgaben nach Steuergesetz und nach Finanzausgleichsgesetz. 
Der gesetzliche Anspruch wird bei einem absoluten Betrag von 10 Mio. Franken begrenzt. Die 
darüber hinaus eingenommenen Mittel aus dem Ertrag der Finanzausgleichssteuer sollen 
künftig zur Finanzierung anderer Aufgaben des Kantons (z.B. andere Kultusaufgaben) 
herangezogen werden können.

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion Gemeinden

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Gemäss dem nach dem Wortlaut des Regierungsrates beschlossenen Auftrag Knellwolf (KRB 
Nr. A45/2001 vom 28.06.2011 soll der Finanzausgleich Kirchgemeinden nach Inkraftsetzung 
der NFA SO bei den Einwohnergemeinden nach den gleichen Grundsätzen reformiert werden. 
Aufgrund des Massnahmenpakets könnte die Limitierung der Abgeltungen der Leistungen der 
Landeskirchen, welche gemäss Studie und Statistik auf über 94 Mio. Franken beziffert 
werden, bei 10 Mio. Franken überprüft werden. Ein solche Begrenzung der Verwendung der 
Mittel aus FA-Steuer würde Gesetzesanpassungen sowohl beim Steuergesetz (§ 109, BGS 
614.11) sowie der Finanzausgleichs-gesetzgebung (§ 63, BGS 131.71) bedingen. 
Durch den Wegfall der Mittel für die Landeskirchen wäre damit zu rechnen, dass die davon 
auch betroffenen Kirchgemeinden ihre Steuerbezüge ggf. anpassen müssten (Steuerfüsse 
heute 15% bis 19%) oder ausgewiesene Leistungen entfallen müssten.

Antrag Das Amt für Gemeinden und das Steueramt werden angewiesen eine Gesetzesrevision des 
Steuergesetzes, sowie der Finanzausgleichsgesetzgebung vorzubereiten. Dabei soll neu die 
Verwendung des Aufkommens aus der Finanzausgleichssteuer zur Finanzierung des 
Finanzausgleichs der Kirchgemeinden (KG) bei 10 Mio. Fr. (indexiert) gedeckelt werden.

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

0

Aufwand Ext. 
Kosten

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17
0

0 0 0 0 0 0
0 00 0 0



AFIN

Controllerdienste

04.12.2013

BEH

Erfasst Priorität 2

Finanzen
in Fr. 1'000.- 

Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.
Plan
Ist
Diff.

Bericht Status 

29

BEH_K4 Amtliche Publikationen sind in elektronischer Form rechtsverbindlich

Ziel Primatwechsel bei den amtlichen Veröffentlichungen

Beschreibung Amtliche Publikationen (Gesetzessammlung, Amtsblatt) sind zukünftig in der elektronischen 
Fassung rechtsverbindlich

jährlich wiederkehrend

Staatskanzlei

2014 2015 2016 2017 Folgejahre Total 14-17

Abhängigkeiten 
Konflikte, 
Änderungs-
bedarf

Die Umstellung bedingt sowohl eine Gesetzesanpassung wie auch Vorinvestitionen im IT-
Bereich. Im Vordergrund steht das „Gesetz über die Herausgabe einer Bereinigten Sammlung 
der solothurnischen Erlasse“ (BGS 111.311) vom 6. Oktober 1968. Weitere Anpassungen an 
diversen Erlassen sind ebenfalls zu erwarten.

Antrag Die Staatskanzlei wird beauftragt eine Kantonsratsvorlage zu erarbeiten, damit amtliche 
Publikationen in elektronischer Form rechtsverbindlich werden. 

Veränderungskompetenz Kantonsrat Departement

Aufwandreduktion

0
0 0 0 0 0 0

Aufwand Ext. 
Kosten

0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

Einsparung 0 0 0 200 200 200
0 0 0 0 0 0
0 0 0 -200 -200 -200

Saldo 0 0 0 200 200 200
0 0 0 0 0 0
0 0 0 200 200 200

19.Nov.2013

26.Nov.2013 RR-Seminar:

Unerledigt
Datum Wichtigste Ereignisse
21.Okt.2013 Regierungsratssitzung genehmigt

Runder Tisch,  A: Mehrheit  B: vereinzelt  C: vereinzelt mehrheitlich dafür


